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Die Bundesagentur für Arbeit ist kein Sozialversicherungsträger im Sinne des § 110 Abs. 1 
SGB VII. 
 
§ 110 Abs. 1 SGB VII 
 
Urteil des OLG Dresden vom 12.10.2016 – 1 U 262/16 – 
Bestätigung des Urteils des LG Zwickau vom 04.02.2016 – 1 O 1140/14 –  
 

Die Klägerin macht als Trägerin der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung ihr entstandene 
Aufwendungen für den Geschädigten M. W. aus § 110 Abs. 1 SGB VII geltend. 
Der Geschädigte M. W. war am 16.04.2009 bei Dachdeckerarbeiten durch ein Hallendach ge-
stürzt und schwer verletzt worden. Mit ordentlicher Kündigung vom 27.06.2009 mit Wirkung 
zum 31.07.2009 wurde das Arbeitsverhältnis des Geschädigten M. W. zum Beklagten beendet. 
Daraufhin bezog der Geschädigte Arbeitslosengeld i.H.v. insgesamt 16.059,06 €, dessen Er-
satz die Klägerin vom Beklagten begehrt. Das LG Zwickau wies die Klage ab. 
 
Das OLG Dresden wies die Berufung der Klägerin zurück. Die Klägerin sei kein Sozial-
versicherungsträger i.S.v. § 110 Abs. 1 SGB VII.  
Ob die Klägerin aber ein Sozialversicherungsträger sei, der Ansprüche aus dieser Vorschrift 
herleiten könne, sei in der Literatur umstritten (wird ausgeführt s. S. 473). 
Nach Ansicht des OLG Dresden ist die Bundesagentur für Arbeit (BA) jedoch kein Sozialversi-
cherungsträger i.S.v. § 110 Abs. 1 SGB VII. Dies ergebe sich einmal daraus, dass die BA nicht 
nach § 116 Abs. 1 S. 1 SGB X zu den Sozialversicherungsträgern zähle, sondern erst durch  
§ 116 Abs. 10 SGB X diesen gleichgestellt werde. Auch § 1542 RVO a.F. habe den Träger der 
Arbeitslosenversicherung nicht umfasst. Vielmehr habe § 127 AFG a.F. geregelt, dass § 116 
SGB X a.F. entsprechend gälte. Nach der Aufhebung des § 127 AFG a.F. mit Wirkung zum 1. 
Januar 1998 sei § 116 Abs. 10 SGB X eingefügt und die BA als Sozialversicherungsträger fin-
giert worden. Wäre die BA immer schon ein Sozialversicherungsträger gewesen, hätte es die-
ser Regelung nicht bedurft (s. S. 474). Da es in § 110 SGB VII an einer vergleichbaren Vor-
schrift wie in § 116 Abs. 10 SGB X fehle, habe der Gesetzgeber die Sozialversicherungsträ-
gereigenschaft der BA in § 110 SGB VII gerade nicht geregelt. 
Auch in den §§ 1 Abs. 1 S. 3 SGB IV, 94 Abs. 1a SGB X, 350 SGB III, 18f SGB IV und § 293 
SGB V werde die BA den Sozialversicherungsträgern lediglich gleichgestellt. Etwas anderes er-
gebe sich auch nicht aus § 12 SGB I mit dem Verweis auf die §§ 18 bis 29 SGB I, da in keiner 
dieser Vorschriften die BA als Sozialversicherungsträger bezeichnet, sondern lediglich ihre Zu-
ständigkeit für bestimmte Leistungen geregelt werde. Desgleichen könne § 58 SGB VII nicht 
entnommen werden, dass die BA ein Sozialversicherungsträger sei, denn diese Vorschrift bein-
halte lediglich die Erhöhung der Rente nach § 56 SGB VII. Leistungsverpflichtet sei nach dieser 
Vorschrift aber der Unfallversicherungsträger. 
Ansprüche der Klägerin aus § 110 Abs. 1 SGB VII scheiterten ferner daran, dass sie Leistungen 
nicht „infolge des Versicherungsfalles“ erbringe, sondern infolge der Arbeitslosigkeit des 
Klägers. Nach dem Versicherungsfall müssten noch zwei weitere Bedingungen für die Leis-
tungspflicht der Klägerin eintreten, nämlich Kündigung und Arbeitslosigkeit (s. S. 475). Es liege 
ferner kein Fall einer unberechtigten Ungleichbehandlung der Klägerin gegenüber anderen 
Sozialleistungsträgern vor. Sie sei allenfalls den Unfallversicherungsträgern vergleichbar, die 
aber von den Arbeitgebern finanziert werden, während in die Arbeitslosenversicherung Arbeit-
geber und Arbeitnehmer einzahlten. Zuletzt erscheine es unbillig, den Beklagten mit den Auf-
wendungen gemäß § 110 Abs. 1 SGB VII zu belasten, da dieser nur vier Arbeitnehmer beschäf-
tige und damit ein freies Kündigungsrecht habe. 
Das OLG hat die Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache zugelassen  
(§ 543 Abs. 2 ZPO). 
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Das Oberlandesgericht Dresden hat mit Urteil vom 12.10.2016 – 1 U 262/16 –  
wie folgt entschieden: 
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